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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thors-
ten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Jo-
hann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jut-
ta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE-
WÄHLER) 

Stärkung des Flughafens in Memmingen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, der Betreiber-
gesellschaft des Flughafens Memmingen anzubieten, 
sich in Höhe von 30 Prozent als Gesellschaft zu betei-
ligen. Dies kann wahlweise durch Anteilsübertragung 
oder auf dem Wege einer Kapitalerhöhung erfolgen. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einer Löschung 
der Grundschulden auf den nicht betriebsnotwendigen 
Grundstücken des Flughafens Memmingen zuzu-
stimmen, die zur Sicherung etwaiger Rückzahlungs-
ansprüche aufgrund der Zweckbindung bestellt wur-
den. 

 

 

Begründung: 

1. Der Flughafen Memmingen ist nach den Flughä-
fen München und Nürnberg der drittgrößte in Bay-
ern. Er kann und soll in der Zukunft eine steigende 
Bedeutung für Inlandsflüge bekommen. Dabei ist 
es erforderlich, dass der Freistaat Bayern in Zu-
sammenarbeit mit den Flughäfen ein Gesamtkon-
zept für Bayern erarbeitet und umsetzt. 

Der Freistaat ist richtigerweise an den Flughäfen 
in München und Nürnberg als Gesellschafter be-
teiligt, nicht jedoch in Memmingen. Eine staatliche 
Beteiligung auch an diesem Landeplatz trägt der 
verkehrswirtschaftlichen Bedeutung dieses Air-
ports für ganz Bayern Rechnung. Außerdem ist 
dann gewährleistet, dass der Freistaat Bayern die 
Interessen aller Flughäfen auch als Gesellschafter  

im Blick hat und nicht etwa bei etwaigen Interes-
senskollisionen sich aus gesellschaftsrechtlichen 
Gründen für die Belange Münchens stärker ein-
setzt als für die des Flughafens Memmingen, auch 
wenn gesamtpolitisch eine andere Entscheidung 
geboten wäre. 

2. Der Freistaat Bayern hat den Flughafen Memmin-
gen mit Staatsgeldern unterstützt. Er hat sich die 
Rückforderung vorbehalten für den Fall, dass 
während der Zweckbindungsfrist der Betreiber 
den Flugbetrieb einstellt oder eine andere Nut-
zung auf den geförderten Flächen vorsieht, die 
dem Zuwendungsbescheid widersprechen. 

Zwischenzeitlich ist ein erheblicher Teil der 
Zweckbindungsfrist bereits abgelaufen. Daher 
kommt eine Rückforderung auch nur in entspre-
chend geringem Maße in Betracht. Sie beschränkt 
sich aktuell auf den Prozentsatz, der dem Verhält-
nis zwischen restlicher Bindungsfrist und Gesamt-
bindungsfrist entspricht. 

Die zur Absicherung des Rückforderungsan-
spruchs auf den Grundstücken des Flughafens 
eingetragenen Grundschulden zugunsten des 
Freistaats Bayern sichern Ansprüche auf Rück-
zahlung von Zuschüssen, die dann entstehen 
können, wenn innerhalb der Bindungsfrist gegen 
die Zweckbestimmung oder sonstige Auflagen 
verstoßen wird. Die Grundpfandrechte wurden auf 
dem gesamten Areal von 202 Hektar eingetragen. 
Der Flughafen benutzt jedoch nur Flächen in einer 
Größenordnung von 135 bis 140 Hektar. Eine wei-
tere Fläche von 60 bis 70 Hektar ist dagegen für 
gewerbliche Nutzung vorgesehen. Für diese nicht 
betriebsnotwendigen Liegenschaften benötigt der 
Freistaat die Grundschuld nicht, zumal die ur-
sprüngliche Rückforderung aufgrund der Be-
triebsdauer von acht Jahren nun nur mehr in Höhe 
von 68 Prozent des Ursprungsbetrags besteht. 

Eine Freigabe dieser Grundstücke versetzt den 
Eigentümer und die Region in die Lage verkehrs-
günstig Gewerbe anzusiedeln und auch Einnah-
men aus Grundstücksteilverkäufen zu generieren. 
Sie dient damit der wirtschaftlichen Entwicklung in 
der Region, stärkt die Finanzkraft des Flughafens 
und bringt dem Freistaat Bayern keinen wesentli-
chen Nachteil. 



Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/5852 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen, bitte! – Das ist die Fraktion der CSU.
Enthaltungen? – Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/5883 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Fraktion der
FREIEN WÄHLER. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzei-
gen. – Das ist die CSU-Fraktion. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/5853 bis 5858 werden in die zuständigen fe-
derführenden Ausschüsse verwiesen. Die namentli-
che Abstimmung, die noch aussteht, führen wir nach
dem nächsten Tagesordnungspunkt durch.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner,
Ruth Müller, Kathi Petersen u. a. (SPD)
Modellversuch Schulkrankenpflege (Drs. 17/4808)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.
Erste Rednerin ist die Kollegin Petersen. Bitte schön,
Frau Petersen.

Kathi Petersen (SPD): (Von der Rednerin nicht auto-
risiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Bayerische Gesundheitsminis-
terin hat die Kindergesundheit zum
Schwerpunktthema dieses Jahres erklärt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das ist ein deutlicher Hinweis darauf, dass es in die-
sem Bereich noch erheblichen Handlungsbedarf gibt.
Wir teilen dieses Anliegen und beantragen deshalb
einen Modellversuch Schulkrankenpflege. Die Schu-
len werden immer mehr zu familienergänzenden Ein-
richtungen, weil sich Familien aus den verschiedens-
ten Gründen zunehmend überfordert fühlen. Das ist
zwar bedauerlich, aber es ist eine Realität, der wir uns
stellen müssen. Diese Realität betrifft auch die Ge-
sundheit unserer Kinder, um die wir uns daher ver-
stärkt in der Schule kümmern müssen.

Diese Aufgabe dürfen wir aber nicht noch zusätzlich
den Lehrern aufbürden. Diese sind mit Ganztagsun-
terricht, individueller Förderung usw. schon hinrei-
chend ausgelastet. In Ländern wie den USA und
Großbritannien sowie in Skandinavien – wir haben
das letztes Jahr bei unserer Reise mit dem Aus-
schuss für Gesundheit und Pflege in Stockholm haut-
nah erlebt – werden daher Krankenschwestern an
Schulen eingesetzt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Krankenschwestern könnten auch bei uns das Team
aus Lehrern, Schulpsychologen und Schulsozialarbei-
tern verstärken. Sie wären in Gesundheitsfragen ge-
eignete Ansprechpartner für Schüler, Lehrer und El-
tern. Sie könnten kompetent Erste Hilfe leisten und
dafür ausbilden. Sie könnten den Impfstatus kontrol-
lieren. Wir haben ja gerade die Masernepidemie er-
lebt und sehen, dass es da erheblichen Nachholbe-
darf gibt. Krankenschwestern könnten für die
notwendige Auffrischung sorgen. Sie könnten in der
Schule Maßnahmen zur Gesundheitsprävention anre-
gen und unterstützen. Auch als Vertrauensperson für
Schülerinnen und Schüler, von der keine Sanktionen
etwa in Form von schlechten Noten zu befürchten
sind, wäre eine Schulkrankenpflegekraft ein Gewinn
für die Schule. Wir fordern nicht gleich die Einstellung
von Pflegekräften an allen Schulen, sondern möchten
erst einmal in einem Modellversuch die Einsatzmög-
lichkeiten, die Ausbildungserfordernisse, mögliche
Kostenträgerschaften und die Finanzierungsmöglich-
keiten prüfen.

Dieser Modellversuch ist sinnvoll. Gerade in komple-
xen Einrichtungen, wie es die Schulen sind, haben
sich Modellversuche bewährt. Das sehen wir am Mo-
dellversuch Mittelstufe plus, der im Herbst startet. Es
geht darum zu sehen, ob eine Einrichtung, die sich in
anderen Ländern schon bewährt hat, auch in Bayern
zur Verbesserung der Kindergesundheit beitragen
kann. Ich habe vorhin schon Beispiele genannt.

Dieser Modellversuch ist notwendig. Schon jetzt gibt
es chronisch oder akut erkrankte Kinder, die auch
während der Unterrichtszeit medizinische Betreuung
brauchen. Grundschulkinder, die an Diabetes leiden,
sind auf Unterstützung angewiesen. Lehrer können
das aber kaum übernehmen, zumal sie das bei uns
aus rechtlichen Gründen gar nicht dürfen.

Mit zunehmender Inklusion an den Schulen verstärkt
sich dieses Problem. Das Thema Inklusion dürfen wir
nicht länger auf die lange Bank schieben. Zurzeit,
vom 25. März bis zum 17. April, wird die Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland
überprüft. Dabei geht es auch um die Umsetzung der
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und 
Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/5858 

Stärkung des Flughafens in Memmingen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Än-
derungen durchgeführt werden: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Staatsregierung wird aufgefordert, die mit 
einer staatlichen Beteiligung verbundenen 
haushalts- und beihilferechtlichen Fragestel-
lungen durch einen externen Berater prüfen 
und darstellen zu lassen.“ 

2. Absatz 2 wird gestrichen. 

Berichterstatter: Bernhard Pohl 
Mitberichterstatter: Ernst Weidenbusch 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüs-
se haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 62. Sitzung am 15. 
April 2015 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
Z u r ü c k s t e l l u n g  empfohlen. 

3. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 92. Sitzung am 1. De-
zember 2015 erneut beraten und einstimmig 
Z u r ü c k s t e l l u n g  empfohlen. 

4. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 207. Sitzung am 19. 
September 2018 erneut beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer,  
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim 
Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Prof. Dr. Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl 
Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 17/5858, 17/23798 

Stärkung des Flughafens in Memmingen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die mit einer staatlichen Betei-
ligung verbundenen haushalts- und beihilferechtlichen Fragestellun-
gen durch einen externen Berater prüfen und darstellen zu lassen. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die unter den Nummern 5 und 6 aufgeführten nichtlegislativen Vorhaben der Euro­

päischen Union betreffend "das Lehren und Lernen von Sprachen" und "die gegensei­

tige Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen" greifen in die ausschließ­

liche Gesetzgebungskompetenz der Länder ein. Die federführenden Ausschüsse und 

der endberatende Ausschuss schlagen daher eine entsprechende Stellungnahme ge­

genüber der Europäischen Kommission vor. Die Beschlussempfehlungen wurden für 

Sie mit aufgelegt. Am Dienstag hat der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens­

tes noch ausstehende Mitberatungen zu den Anträgen, bei denen die Frist verkürzt 

wurde, abgeschlossen. Es sind dies die unter den Nummern 147, 149 und 170 aufge­

führten Anträge. Die Voten der Ausschüsse sind in der Abstimmungsliste enthalten.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimment­

haltungen? – Herr Muthmann (fraktionslos). Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.
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